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Gesetz 
vom 25. Juni 2009 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 74 Abs. 1 Ziff. 8 und Abs. 1a 

1) Im Sinne dieses Gesetzes ist: 
8. Computersystem: sowohl einzelne als auch verbundene Vorrichtun-

gen, die der automationsunterstützten Datenverarbeitung dienen. 

1a) Im Sinne dieses Gesetzes sind Daten sowohl personenbezogene 
und nicht personenbezogene Daten als auch Programme. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 4/2009 und 32/2009 
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§ 118a 

Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 

1) Wer sich in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von 
in einem Computersystem gespeicherten und nicht für ihn bestimmten 
Daten Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten selbst 
benützt, einem anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich 
macht oder veröffentlicht, sich oder einem anderen einen Vermögensvor-
teil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, zu einem 
Computersystem, über das er nicht oder nicht allein verfügen darf, oder 
zu einem Teil eines solchen Zugang verschafft, indem er spezifische Si-
cherheitsvorkehrungen im Computersystem überwindet, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen zu bestrafen. 

2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

3) Wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 119a 

Missbräuchliches Abfangen von Daten 

1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von im 
Wege eines Computersystems übermittelten und nicht für ihn bestimm-
ten Daten Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten selbst 
benützt, einem anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich 
macht oder veröffentlicht, sich oder einem anderen einen Vermögensvor-
teil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, eine Vor-
richtung, die an dem Computersystem angebracht oder sonst empfangs-
bereit gemacht wurde, benützt oder die elektromagnetische Abstrahlung 
eines Computersystems auffängt, ist, wenn die Tat nicht nach § 119 mit 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
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§ 126a Abs. 2 

2) Wer durch die Tat an den Daten einen besonders grossen Schaden 
herbeiführt oder die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung be-
geht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

§ 126b 

Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems 

1) Wer die Funktionsfähigkeit eines Computersystems, über das er 
nicht oder nicht allein verfügen darf, dadurch schwer stört, dass er Daten 
eingibt oder übermittelt, ist, wenn die Tat nicht nach § 126a mit Strafe 
bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer durch die Tat eine längere Zeit andauernde Störung der Funk-
tionsfähigkeit eines Computersystems herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wer die 
Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 126c 

Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten 

1) Wer 
1. ein Computerprogramm, das nach seiner besonderen Beschaffenheit 

ersichtlich zur Begehung eines widerrechtlichen Zugriffs auf ein Com-
putersystem (§ 118a), einer Verletzung des Kommunikationsgeheim-
nisses (§ 119), eines missbräuchlichen Abfangens von Daten (§ 119a), 
einer Datenbeschädigung (§ 126a), einer Störung der Funktionsfähig-
keit eines Computersystems (§ 126b) oder eines betrügerischen Da-
tenverarbeitungsmissbrauchs (§ 148a) geschaffen oder adaptiert wor-
den ist, oder eine vergleichbare solche Vorrichtung oder 

2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder vergleichbare Daten, 
die den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil davon er-
möglichen, 

mit dem Vorsatz herstellt, einführt, vertreibt, veräussert, sonst zugäng-
lich macht, sich verschafft oder besitzt, dass sie zur Begehung einer der in 
Ziff. 1 genannten strafbaren Handlungen gebraucht werden, ist mit Frei-
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heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen zu bestrafen. 

2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig verhindert, dass 
das in Abs. 1 genannte Computerprogramm oder die damit vergleichbare 
Vorrichtung oder das Passwort, der Zugangscode oder die damit ver-
gleichbaren Daten in der in den §§ 118a, 119, 119a, 126a, 126b oder 148a 
bezeichneten Weise gebraucht werden. Besteht die Gefahr eines solchen 
Gebrauches nicht oder ist sie ohne Zutun des Täters beseitigt worden, so 
ist er nicht zu bestrafen, wenn er sich in Unkenntnis dessen freiwillig und 
ernstlich bemüht, sie zu beseitigen. 

§ 147 Abs. 1 Ziff. 1 

1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 
1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, falsche oder verfälschte Daten, 

ein anderes solches Beweismittel oder ein unrichtiges Messgerät be-
nützt, 

§ 148a Sachüberschrift und Abs. 1 

Betrügerischer Datenverarbeitungsmissbrauch 

1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten unrechtmässig zu 
bereichern, einen anderen dadurch am Vermögen schädigt, dass er das 
Ergebnis einer automationsunterstützten Datenverarbeitung durch Gestal-
tung des Programms, durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Un-
terdrückung von Daten oder sonst durch Einwirkung auf den Ablauf des 
Verarbeitungsvorgangs beeinflusst, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 166 Abs. 1 

1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, eine Störung 
der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, einen Diebstahl mit Aus-
nahme der in den §§ 129 Ziff. 4, 131 genannten Fälle, einen Datendieb-
stahl, eine Entziehung von Energie, eine Veruntreuung, eine Unterschla-
gung, eine dauernde Sachentziehung, einen Eingriff in fremdes Jagd- oder 
Fischereirecht mit Ausnahme der in den §§ 138 Ziff. 2 und 3, 140 genann-
ten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen Datenverarbeitungsmiss-
brauch, eine Untreue oder eine Hehlerei zum Nachteil seines Ehegatten, 
eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner Schwester 
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oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern er mit 
diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat jedoch 
sonst mit einer Freiheitsstrafe bedroht wäre, die drei Jahre erreicht oder 
übersteigt, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Ein Vormund, der zum Nachteil 
seines Mündels handelt, wird jedoch nicht begünstigt. 

§ 167 Abs. 1 

1) Die Strafbarkeit wegen Sachbeschädigung, Datenbeschädigung, Stö-
rung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, Diebstahls, Daten-
diebstahls, Entziehung von Energie, Veruntreuung, Unterschlagung, 
dauernder Sachentziehung, Eingriffs in fremdes Jagd- oder Fischereirecht, 
Entwendung, Betrugs, betrügerischen Datenverarbeitungsmissbrauchs, 
Erschleichung einer Leistung, Notbetrugs, Untreue, Förderungsmiss-
brauchs, Wuchers, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines 
Gläubigers, grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen, 
Vollstreckungsvereitelung und Hehlerei wird durch tätige Reue aufgeho-
ben. 

§ 225a 

Datenfälschung 

Wer durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Unterdrückung von 
Daten falsche Daten mit dem Vorsatz herstellt oder echte Daten mit dem 
Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, 
eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 226 Abs. 1 

1) Nach den §§ 223 bis 225a ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, be-
vor die falsche oder verfälschte Urkunde, die mit dem nachgemachten 
oder verfälschten öffentlichen Beglaubigungszeichen versehene oder die 
einem öffentlichen Beglaubigungszeichen unterschobene oder die nach 
Anbringung eines solchen Zeichens wesentlich veränderte Sache oder die 
falschen oder verfälschten Daten im Rechtsverkehr gebraucht worden 
sind, durch Vernichtung der Urkunde, des Beglaubigungszeichens oder 
der Daten oder auf andere Art die Gefahr beseitigt, dass die Urkunde, die 
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Sache oder die Daten in der in den §§ 223 bis 225a bezeichneten Weise 
gebraucht werden. 

II. 

Änderung von Bezeichnungen 

In den §§ 126a Abs. 1 und 131a ist die Bezeichnung "computerunter-
stützt" durch die Bezeichnung "automationsunterstützt", in der jeweils 
grammatikalisch richtigen Form, zu ersetzen. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 


